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AsylG 2005 83 Abs1

AsylG 2005 8§34

AVG 866 Abs2

AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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AsylG 2005 § 34 heute

AsylG 2005 § 34 guiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 34 giltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 135/2009
AsylG 2005 8§ 34 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 34 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 8 34 giltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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AVG 8§ 66 heute
AVG 8 66 gtiltig ab 01.01.1999 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 158/1998
3. AVG 8 66 gultig von 01.02.1991 bis 31.12.1998
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Spruch
D9 420443-1/2011/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. KANHAUSER als Vorsitzenden und den Richter Mag. STRACKER als
Beisitzer Uber die Beschwerde der XXXX, StA.: Russische FOderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 6.
Juli 2011, ZI. 11 02.192-BAT, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter
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Mag. KANHAUSER als Vorsitzenden und den Richter Mag. STRACKER als Beisitzer (iber die Beschwerde der rémisch 40 ,
StA.: Russische Fdderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 6. Juli 2011, ZI. 11 02.192-BAT, in
nichtéffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekdmpfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemal3 § 66 Abs. 2
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51 in der Fassung BGBI. | Nr. 158/1998, zur
neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurtickverwiesen.In Erledigung
der Beschwerde wird der bekdmpfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemdall Paragraph 66, Absatz 2,
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 158
aus 1998, zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt

zurlckverwiesen.
Text
Entscheidungsgrinde:

I. 1. Die BeschwerdefUhrerin, eine Staatsangehdrige der Russischen Fdderation, brachte am 6. Marz 2011 den diesem
Verfahren zu Grunde liegenden Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich ein, nachdem sie zuvor gemeinsam mit
ihrem Bruder (D9 420440) illegal in das Bundesgebiet gelangt war.romisch eins. 1. Die Beschwerdefihrerin, eine
Staatsangehorige der Russischen Foderation, brachte am 6. Marz 2011 den diesem Verfahren zu Grunde liegenden
Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich ein, nachdem sie zuvor gemeinsam mit ihrem Bruder (D9 420440)
illegal in das Bundesgebiet gelangt war.

Im Rahmen der niederschriftlichen Erstbefragung durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes am 8. Marz 2011
gab die Beschwerdeflihrerin im Beisein eines Rechtsberaters die im Spruch angefihrten Identitatsdaten an und
behauptete, Tschetschenien am 16. Oktober 2010 Gber XXXX und ihren Herkunftsstaat am 19. Oktober 2010 verlassen
zu haben. In Bezug auf ihre Motive fir ihre Ausreise brachte die Beschwerdefihrerin vor, am XXXX von einem
Leibwachter Kadyrows namens XXXX entfiihrt und in sein Heimatdorf gebracht worden zu sein, wo sie zwei Tage
gewesen sei. Hinter der Entfihrung vermute die Beschwerdefihrerin die Absicht des Entfiihrers, sie zu ehelichen, zu
Ubergriffen sei es aber nicht gekommen. Die Tante des Entfiihrers sei ihr gegenliber gewalttitig gewesen, da die
Beschwerdefiihrerin die Familie vor Besuchern blamiert habe, indem sie zu verstehen gegeben habe, nicht freiwillig
anwesend zu sein. Am Tag der Entfiihrung habe sie ihr Onkel mit dem Umbringen bedroht, sollte sie weglaufen und
damit den Ruf der Familie ruinieren. Nachdem sie Besuch von ihrer Mutter gehabt und diese angefleht habe, sie
mitzunehmen, sei sie so heftig geschlagen worden, dass sie ins Krankenhaus gebracht worden sei. Von dort sei sie am
13. Oktober 2010 von ihrer Tante heimlich abgeholt worden. Bis zum 16. Oktober 2010 sei sie im Haus ihrer Tante
geblieben und am 16. Oktober 2010 aus Angst vor ihrem Onkel und der Familie des Entfiihrers weggefahren.Im
Rahmen der niederschriftlichen Erstbefragung durch Organe des &ffentlichen Sicherheitsdienstes am 8. Marz 2011 gab
die Beschwerdefiihrerin im Beisein eines Rechtsberaters die im Spruch angefiihrten I|dentitdtsdaten an und
behauptete, Tschetschenien am 16. Oktober 2010 Gber romisch 40 und ihren Herkunftsstaat am 19. Oktober 2010
verlassen zu haben. In Bezug auf ihre Motive fur ihre Ausreise brachte die Beschwerdefihrerin vor, am romisch 40 von
einem Leibwéachter Kadyrows namens romisch 40 entfihrt und in sein Heimatdorf gebracht worden zu sein, wo sie
zwei Tage gewesen sei. Hinter der Entfihrung vermute die Beschwerdeflhrerin die Absicht des Entfihrers, sie zu
ehelichen, zu Ubergriffen sei es aber nicht gekommen. Die Tante des Entfilhrers sei ihr gegeniiber gewalttitig
gewesen, da die Beschwerdeflhrerin die Familie vor Besuchern blamiert habe, indem sie zu verstehen gegeben habe,
nicht freiwillig anwesend zu sein. Am Tag der Entfihrung habe sie ihr Onkel mit dem Umbringen bedroht, sollte sie
weglaufen und damit den Ruf der Familie ruinieren. Nachdem sie Besuch von ihrer Mutter gehabt und diese angefleht
habe, sie mitzunehmen, sei sie so heftig geschlagen worden, dass sie ins Krankenhaus gebracht worden sei. Von dort
sei sie am 13. Oktober 2010 von ihrer Tante heimlich abgeholt worden. Bis zum 16. Oktober 2010 sei sie im Haus ihrer
Tante geblieben und am 16. Oktober 2010 aus Angst vor ihrem Onkel und der Familie des Entflhrers weggefahren.

Am 21. Marz 2011 erfolgte vor dem Bundesasylamt, Aul3enstelle Traiskirchen, eine niederschriftliche Einvernahme der
Beschwerdefiihrerin in Anwesenheit ihrer bereits in Osterreich befindlichen Mutter. In der Einvernahme gab die
Beschwerdefiihrerin zusammengefasst zu ihren Ausreisegriinden an, sie sei am XXXX von einem Bekannten ihres
Onkels geraubt worden und mit einer Heirat nicht einverstanden gewesen, sie der Onkel aber gezwungen habe, sich zu
flgen. Die Beschwerdefiihrerin habe sich zwei Tage lang im Heimatdorf des EntflUhrers aufgehalten. Am zweiten Tag
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nach der Entfihrung habe sie Besuch von ihrer Mutter bekommen, die ihr mitgeteilt habe, sie kdnne nur mit dem
Einverstandnis des Onkels ihre Freigabe erreichen. Die Beschwerdefuhrerin habe die Familie des Entflhrers blamiert,
indem sie in Anwesenheit von Gasten ihrer Situation wegen geweint habe. Daraufhin sei sie von der Tante des
Entflhrers so stark geschlagen worden, dass ein Krankenhausaufenthalt notwendig gewesen sei, wohin sie am 14.
Oktober 2010 gebracht worden sei. Am nachsten Tag, den 15. Oktober 2010, sei sie von ihrer Tante aus dem
Krankenhaus abgeholt worden und habe eine Nacht bei ihrer Tante verbracht und sei am 16. Oktober [2010]
abgereist Am 21. Marz 2011 erfolgte vor dem Bundesasylamt, AuBenstelle Traiskirchen, eine niederschriftliche
Einvernahme der Beschwerdefilhrerin in Anwesenheit ihrer bereits in Osterreich befindlichen Mutter. In der
Einvernahme gab die Beschwerdefiihrerin zusammengefasst zu ihren Ausreisegriinden an, sie sei am rémisch 40 von
einem Bekannten ihres Onkels geraubt worden und mit einer Heirat nicht einverstanden gewesen, sie der Onkel aber
gezwungen habe, sich zu fugen. Die Beschwerdefiihrerin habe sich zwei Tage lang im Heimatdorf des Entfiihrers
aufgehalten. Am zweiten Tag nach der EntfUhrung habe sie Besuch von ihrer Mutter bekommen, die ihr mitgeteilt
habe, sie kdnne nur mit dem Einverstandnis des Onkels ihre Freigabe erreichen. Die Beschwerdeflhrerin habe die
Familie des EntfUhrers blamiert, indem sie in Anwesenheit von Gasten ihrer Situation wegen geweint habe. Daraufhin
sei sie von der Tante des Entflhrers so stark geschlagen worden, dass ein Krankenhausaufenthalt notwendig gewesen
sei, wohin sie am 14. Oktober 2010 gebracht worden sei. Am nachsten Tag, den 15. Oktober 2010, sei sie von ihrer
Tante aus dem Krankenhaus abgeholt worden und habe eine Nacht bei ihrer Tante verbracht und sei am 16. Oktober
[2010] abgereist.

Im Rahmen der Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 9. Juni 2011 wurde die Beschwerdefihrerin zu ihren
Angehérigen im Herkunftsstaat und in Osterreich und ihrer Situation in Osterreich befragt und berichtete abermals
von ihrer Entfiihrung am XXXX auf dem Nachhauseweg. Sie habe sich zwei Tage im Dorf XXXX aufgehalten und sei am
zweiten Tag nach XXXX gebracht worden, wo der Entfiihrer mit seiner Familie gelebt habe. Bis zum 15. [Oktober 2010]
habe sie sich wegen Schlagen im Krankenhaus befunden, sei von ihrer Tante abgeholt worden und am 16. Oktober
2010 geflohen.Im Rahmen der Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 9. Juni 2011 wurde die Beschwerdefiihrerin
zu ihren Angehérigen im Herkunftsstaat und in Osterreich und ihrer Situation in Osterreich befragt und berichtete
abermals von ihrer Entfihrung am rémisch 40 auf dem Nachhauseweg. Sie habe sich zwei Tage im Dorf romisch 40
aufgehalten und sei am zweiten Tag nach rémisch 40 gebracht worden, wo der EntfUhrer mit seiner Familie gelebt
habe. Bis zum 15. [Oktober 2010] habe sie sich wegen Schldgen im Krankenhaus befunden, sei von ihrer Tante
abgeholt worden und am 16. Oktober 2010 geflohen.

Mit Bescheid vom 6. Juli 2011, ZI. 11 02.192-BAT, wies das Bundesasylamt den Antrag auf internationalen Schutz vom
6. Marz 2011 bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal § 3 Absatz 1 iVm § 2 Absatz 1 Ziffer 13
AsylG 2005, BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG) idgF, sowie bezluglich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Foderation gemal & 8 Absatz 1 iVm § 2 Absatz 1 Ziffer
13 AsylG ab und verfugte zugleich gemaR § 10 Absatz 1 Ziffer 2 AsylG die Ausweisung der Beschwerdefuihrerin aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet in die Russische Foderation.Mit Bescheid vom 6. Juli 2011, ZI. 11 02.192-BAT, wies das
Bundesasylamt den Antrag auf internationalen Schutz vom 6. Marz 2011 bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemald Paragraph 3, Absatz 1 in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz 1 Ziffer 13 AsylG 2005,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG) idgF, sowie bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Foderation gemal Paragraph 8, Absatz 1 in Verbindung
mit Paragraph 2, Absatz 1 Ziffer 13 AsylG ab und verfligte zugleich gemal3 Paragraph 10, Absatz 1 Ziffer 2 AsylG die
Ausweisung der BeschwerdefUhrerin aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet in die Russische Foderation.

Begrindend wurde im Wesentlichen ausgefihrt, dass die Beschwerdefiihrerin asylrelevante Fluchtgriinde nicht
glaubhaft machen habe kénnen und daher auch nicht festgestellt werden haben kénnen, dass dieser in der Russischen
Foderation eine wie immer geartete Gefdahrdung drohe. Weiters habe auch keine Existenzgefdhrdung festgestellt
werden konnen. Das Vorbringen der Beschwerdefihrerin und ihrer Familienangehoérigen hatte den Anforderungen
einer Glaubhaftmachung eines Sachverhaltes insgesamt nicht entsprochen.

Gegen diesen Bescheid wurde rechtzeitig die verfahrensgegenstandliche Beschwerde wegen Rechtswidrigkeit infolge
Verletzung von Verfahrensvorschriften und Rechtswidrigkeit des Inhalts erhoben.

Die Beschwerdevorlage vom 27. Juli 2011 langte am 1. August 2011 beim Asylgerichtshof ein und wurde das
gegenstandliche Verfahren in Anwendung der Geschaftsverteilung dem nunmehr zustéandigen vorsitzenden Richter des
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erkennenden Senats zugeteilt.
II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
1. Rechtslage:

1.1. Der Asylgerichtshof entscheidet gemaR3 Artikel 129c Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG,BGBI. Nr. 1/1930 in der
Fassung BGBI. | Nr. 2/2008, in Verbindung mit§ 61 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr.
122/2009, in Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a leg. cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter tbet.1. Der
Asylgerichtshof entscheidet gemal Artikel 129c Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930,
in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 2 aus 2008,, in Verbindung mit Paragraph 61, Absatz eins, AsylG 2005,
BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, in Senaten oder, soweit dies

in Absatz 3, oder 3a leg. cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber
Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und
Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes.

GemalR 8 23 Abs. 1 AsylGHG, BGBI. | Nr. 4/2008 in der FassungBGBI. | Nr. 147/2008, sind soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemal
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. GemaR § 23 Abs. 2 AsylGHG,
BGBI. | Nr. 4/2008 in der Fassung BGBI. | Nr. 147/2008, sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu verkiinden und
auszufertigen.Gemal Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,, sind soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. romisch
eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemal3 anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal3 Paragraph 23, Absatz 2, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,, sind die Erkenntnisse im Namen
der Republik zu verkiinden und auszufertigen.

Gemal? § 66 Abs. 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG, BGBI. Nr. 51, hat die Berufungsbehdrde aul3er in
dem in Abs. 2 erwdhnten Fall, sofern die Berufung nicht als unzuldssig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der
Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (8 60) ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal? den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzudndern.GemaR Paragraph 66, Absatz 4, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG,
Bundesgesetzblatt Nr. 51, hat die Berufungsbehorde aulier in dem in Absatz 2, erwdhnten Fall, sofern die Berufung
nicht als unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt,
sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begrindung (Paragraph 60,) ihre Anschauung an die Stelle jener der
Unterbehorde zu setzen und demgemaf den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

1.2. GemaR § 66 Abs. 2 AVG, BGBI. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBI. | Nr. 158/1998, kann die Berufungsbehorde, so der
ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mundlichen
Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen
Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behdrde
zurlickverweisen.1.2. Gemal3 Paragraph 66, Absatz 2, AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 158 aus 1998,, kann die Berufungsbehorde, so der ihr vorliegende Sachverhalt so
mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint,
den angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen
Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlckverweisen.

Zur Anwendung des§& 66 Abs. 2 AVG durch den Unabhangigen Bundesasylsenat - an dessen Stelle als
Rechtsmittelinstanz in Asylsachen mit 1. Juli 2008 der Asylgerichtshof getreten ist - hat der Verwaltungsgerichtshof mit
Erkenntnis vom 21. November 2002, 2002/20/0315, ausgefuhrt:Zur Anwendung des Paragraph 66, Absatz 2, AVG durch
den Unabhéangigen Bundesasylsenat - an dessen Stelle als Rechtsmittelinstanz in Asylsachen mit 1. Juli 2008 der
Asylgerichtshof getreten ist - hat der Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 21. November 2002, 2002/20/0315,
ausgefuhrt:
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"Im Berufungsverfahren vor der belangten Behdrde ist gemal38 23 AsylG und Art. Il Abs. 2 Ziffer 43a EGVG (unter
anderem) 8 66 AVG anzuwenden. Nach 8 66 Abs. 1 AVG in der FassungBGBI. | Nr. 158/1998 hat die Berufungsbehérde
notwendige Erganzungen des Ermittlungsverfahrens durch eine im Instanzenzug untergeordnete Behdrde
durchfihren zu lassen oder selbst vorzunehmen. AulRer dem in8 66 Abs. 2 AVG erwahnten Fall hat die
Berufungsbehorde, sofern die Berufung nicht als unzuldssig oder verspatet zurtickzuweisen ist, gemaR 8 66 Abs. 4 AVG
immer in der Sache selbst zu entscheiden (vgl. dazu unter dem besonderen Gesichtspunkt der Auslegung der
Entscheidungsbefugnis der belangten Behdrde im abgekirzten Berufungsverfahren nach 8 32 AsylG die Ausfihrungen
im hg. Erkenntnis vom 23. Juli 1998, 98/20/0175, Slg. Nr. 14.945/A, die mehrfach vergleichend auf8 66 Abs. 2 AVG
Bezug nehmen; zu diesem Erkenntnis siehe auch Wiederin, ZUV 2000/1, 20 f.)."Im Berufungsverfahren vor der
belangten Behorde ist gemal Paragraph 23, AsylG und Artikel rémisch zwei, Absatz 2, Ziffer 43a EGVG (unter anderem)
Paragraph 66, AVG anzuwenden. Nach Paragraph 66, Absatz eins, AVG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
158 aus 1998, hat die Berufungsbehdrde notwendige Erganzungen des Ermittlungsverfahrens durch eine im
Instanzenzug untergeordnete Behdrde durchfiihren zu lassen oder selbst vorzunehmen. Aul3er dem in Paragraph 66,
Absatz 2, AVG erwahnten Fall hat die Berufungsbehoérde, sofern die Berufung nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, gemald Paragraph 66, Absatz 4, AVG immer in der Sache selbst zu entscheiden vergleiche dazu
unter dem besonderen Gesichtspunkt der Auslegung der Entscheidungsbefugnis der belangten Behoérde im
abgekurzten Berufungsverfahren nach Paragraph 32, AsylG die Ausfihrungen im hg. Erkenntnis vom 23. Juli 1998,
98/20/0175, Slg. Nr. 14.945/A, die mehrfach vergleichend auf Paragraph 66, Absatz 2, AVG Bezug nehmen; zu diesem
Erkenntnis siehe auch Wiederin, ZUV 2000/1, 20 f.).

Der Verwaltungsgerichthof hat im Erkenntnis vom 27. April 1989, 86/09/0012, Slg. Nr. 12.917/A, aus einer in den
Verwaltungsvorschriften angeordneten zwingenden und ohne Ausnahme bestehenden Verpflichtung zur
Durchfuhrung einer Berufungsverhandlung trotz Fehlens einer ausdrucklichen Ausnahme hinsichtlich der Geltung des
8 66 Abs. 2 AVG die Unanwendbarkeit dieser Bestimmung in einem solchen Berufungsverfahren gefolgert. Das steht
aber zu der hier - fur das Verfahren vor der belangten Behdrde - zu Grunde gelegten gegenteiligen Auffassung schon
deshalb nicht im Widerspruch, weil eine derartige uneingeschrankte Verhandlungspflicht fir den Unabhangigen
Bundesasylsenat nicht besteht. (...) Die Berufungsbehoérde darf eine kassatorische Entscheidung nicht bei jeder
Ergdnzungsbedurftigkeit des Sachverhaltes, sondern nur dann treffen, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so
mangelhaft ist, dass die Durchfliihrung oder Wiederholung einer miindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die
Berufungsbehorde hat dabei zunachst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob angesichts der
Erganzungsbedurftigkeit des ihr vorliegenden Sachverhaltes die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung als
unvermeidlich erscheint. Fir die Frage der Unvermeidlichkeit einer mindlichen Verhandlung im Sinne des § 66 Abs. 2
AVG ist es aber unerheblich, ob eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine Vernehmung erforderlich ist (vgl.
etwa das Erkenntnis vom 14. Marz 2001, 2000/08/0200; zum Begriff "mundliche Verhandlung" im Sinne des§ 66 Abs. 2
AVG siehe auch die Nachweise im Erkenntnis vom heutigen Tag,2000/20/0084)."Der Verwaltungsgerichthof hat im
Erkenntnis vom 27. April 1989, 86/09/0012, Slg. Nr. 12.917/A, aus einer in den Verwaltungsvorschriften angeordneten
zwingenden und ohne Ausnahme bestehenden Verpflichtung zur Durchfiihrung einer Berufungsverhandlung trotz
Fehlens einer ausdricklichen Ausnahme hinsichtlich der Geltung des Paragraph 66, Absatz 2, AVG die
Unanwendbarkeit dieser Bestimmung in einem solchen Berufungsverfahren gefolgert. Das steht aber zu der hier - fur
das Verfahren vor der belangten Behodrde - zu Grunde gelegten gegenteiligen Auffassung schon deshalb nicht im
Widerspruch, weil eine derartige uneingeschrankte Verhandlungspflicht fir den Unabhangigen Bundesasylsenat nicht
besteht. (...) Die Berufungsbehdrde darf eine kassatorische Entscheidung nicht bei jeder Ergdnzungsbediirftigkeit des
Sachverhaltes, sondern nur dann treffen, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfiihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die Berufungsbehdrde hat
dabei zunachst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob angesichts der Erganzungsbedirftigkeit des ihr
vorliegenden Sachverhaltes die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung als unvermeidlich erscheint. Fur die
Frage der Unvermeidlichkeit einer mindlichen Verhandlung im Sinne des Paragraph 66, Absatz 2, AVG ist es aber
unerheblich, ob eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine Vernehmung erforderlich ist vergleiche etwa das
Erkenntnis vom 14. Marz 2001, 2000/08/0200; zum Begriff "mindliche Verhandlung" im Sinne des Paragraph 66,
Absatz 2, AVG siehe auch die Nachweise im Erkenntnis vom heutigen Tag, 2000/20/0084)."

Nach dieser grundsatzlichen Bejahung der Frage der Anwendbarkeit des§ 66 Abs. 2 AVG fihrte der
Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 21. November 2002, 2002/20/0315, zur Frage der GesetzmaRigkeit der
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Ermessensibung im Sinne des § 66 Abs. 2 und 3 AVG Folgendes aus:Nach dieser grundsatzlichen Bejahung der Frage
der Anwendbarkeit des Paragraph 66, Absatz 2, AVG fihrte der Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 21.
November 2002, 2002/20/0315, zur Frage der Gesetzmaligkeit der Ermessensibung im Sinne des Paragraph 66,
Absatz 2 und 3 AVG Folgendes aus:

"Der Gesetzgeber hat in Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch die
Gerichtshofe des oOffentlichen Rechts) eingerichtet, wobei der belangten Behorde die Rolle einer "obersten
Berufungsbehorde" zukommt (Artikel 129c Abs. 1 B-VG). In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt den
gesamten fur die Entscheidung tber den Asylantrag relevanten Sachverhalt zu ermitteln und es ist gemaf § 27 Abs. 1
AsylG grundsatzlich verpflichtet, den Asylwerber dazu persénlich zu vernehmen. Diese Anordnungen des Gesetzgebers
wlrden aber unterlaufen, wenn es wegen des Unterbleibens eines Ermittlungsverfahrens in erster Instanz zu einer
Verlagerung nahezu des gesamten Verfahrens vor die Berufungsbehorde kdame und die Einrichtung von zwei
Entscheidungsinstanzen damit zur bloBen Formsache wuirde. Es ist nicht im Sinne des Gesetzes, wenn die
Berufungsbehorde, statt ihre (umfassende) Kontrollbefugnis wahrnehmen zu kénnen, jene Behdérde ist, die erstmals
den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ermittelt und einer Beurteilung unterzieht...""Der Gesetzgeber hat in
Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch die Gerichtshéfe des 6ffentlichen
Rechts) eingerichtet, wobei der belangten Behdrde die Rolle einer "obersten Berufungsbehorde" zukommt (Artikel 129¢
Absatz eins, B-VG). In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt den gesamten fir die Entscheidung UGber den
Asylantrag relevanten Sachverhalt zu ermitteln und es ist gemal3 Paragraph 27, Absatz eins, AsylG grundsatzlich
verpflichtet, den Asylwerber dazu persénlich zu vernehmen. Diese Anordnungen des Gesetzgebers wirden aber
unterlaufen, wenn es wegen des Unterbleibens eines Ermittlungsverfahrens in erster Instanz zu einer Verlagerung
nahezu des gesamten Verfahrens vor die Berufungsbehérde kame wund die Einrichtung von zwei
Entscheidungsinstanzen damit zur bloBen Formsache wuirde. Es ist nicht im Sinne des Gesetzes, wenn die
Berufungsbehdrde, statt ihre (umfassende) Kontrollbefugnis wahrnehmen zu kénnen, jene Behdrde ist, die erstmals
den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ermittelt und einer Beurteilung unterzieht..."

2. In der Sache:

2.1. Wie bereits oben angefihrt erkennt seit 1. Juli 2008 der Asylgerichtshof - und nicht mehr der Unabhangige
Bundesasylsenat als "oberste Berufungsbehorde" - nach Erschopfung des Instanzenzuges Uber Bescheide der
Verwaltungsbehdrden in Asylsachen. Es ist kein Grund dafur ersichtlich, dass sich die eben zitierte Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht auf die neue Rechtslage Ubertragen lieBe. Es ist in Asylsachen weiterhin ein
zweiinstanzliches Verfahren vorgesehen. In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt den gesamten fur die
Entscheidung Uber den Asylantrag bzw. Antrag auf internationalen Schutz relevanten Sachverhalt zu ermitteln.
Unterbliebe ein umfassendes Ermittlungsverfahren in erster Instanz, wirde nahezu das gesamte Verfahren vor die
Berufungsbehorde verlagert werden, sodass die Einrichtung von zwei Entscheidungsinstanzen zur bloRen Formsache
wlrde. Es liegt nicht im Sinne des Gesetzes, dass der Asylgerichtshof erstmals den entscheidungswesentlichen
Sachverhalt ermitteln und beurteilen muss und damit seine umfassende Kontrollbefugnis nicht wahrnehmen kann.
Eine ernsthafte Prifung des Antrages soll nicht erst bei der letzten Instanz beginnen und zugleich enden (abgesehen
von der mit BGBI. | Nr. 2/2008 geschaffenen Kontrolle des Verfassungsgerichtshofes gemaR Artikel 144a B-VG)2.1. Wie
bereits oben angefuhrt erkennt seit 1. Juli 2008 der Asylgerichtshof - und nicht mehr der Unabhangige
Bundesasylsenat als "oberste Berufungsbehorde" - nach Erschopfung des Instanzenzuges Uber Bescheide der
Verwaltungsbehdrden in Asylsachen. Es ist kein Grund dafir ersichtlich, dass sich die eben zitierte Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht auf die neue Rechtslage Ubertragen lieRe. Es ist in Asylsachen weiterhin ein
zweiinstanzliches Verfahren vorgesehen. In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt den gesamten fur die
Entscheidung Uber den Asylantrag bzw. Antrag auf internationalen Schutz relevanten Sachverhalt zu ermitteln.
Unterbliebe ein umfassendes Ermittlungsverfahren in erster Instanz, wirde nahezu das gesamte Verfahren vor die
Berufungsbehorde verlagert werden, sodass die Einrichtung von zwei Entscheidungsinstanzen zur bloRen Formsache
wlrde. Es liegt nicht im Sinne des Gesetzes, dass der Asylgerichtshof erstmals den entscheidungswesentlichen
Sachverhalt ermitteln und beurteilen muss und damit seine umfassende Kontrollbefugnis nicht wahrnehmen kann.
Eine ernsthafte Prifung des Antrages soll nicht erst bei der letzten Instanz beginnen und zugleich enden (abgesehen
von der mit Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 2 aus 2008, geschaffenen Kontrolle des Verfassungsgerichtshofes gemaR
Artikel 144a B-VG).
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2.2. Gemall § 2 Abs. 1 Z 22 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 135/2009, ist
Familienangehoriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte/Ehegattin oder zum Zeitpunkt der
Antragstellung unverheiratetes minderjahriges Kind eines/einer Asylwerbers/Asylwerberin oder eines/einer Fremden
ist, dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten oder des/der Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern
die Familieneigenschaft bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat; dies gilt weiters auch fur eingetragene
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits im Herkunftsstaat bestanden hat.2.2. Gemal3 Paragraph 2,
Absatz eins, Ziffer 22, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 135
aus 2009,, ist Familienangehdoriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte/Ehegattin oder zum Zeitpunkt
der Antragstellung unverheiratetes minderjahriges Kind eines/einer Asylwerbers/Asylwerberin oder eines/einer
Fremden ist, dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten oder des/der Asylberechtigten zuerkannt
wurde, sofern die Familieneigenschaft bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat; dies gilt weiters auch

flr eingetragene Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits im Herkunftsstaat bestanden hat.

Stellt gemal 8 34 Abs. 1 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 29/2009, ein Familienangehdriger (8
2 Abs. 1 Z 22) von einem/einer Fremden, dem/der der Status des/der Asylberechtigten zuerkannt worden ist;
einem/einer Fremden, dem/der der Status des/der subsididr Schutzberechtigten (8 8) zuerkannt worden ist oder
einem/einer Asylwerber/Asylwerberin einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewdahrung
desselben Schutzes.Stellt gemaR Paragraph 34, Absatz eins, Asylgesetz 2005, BGBI. romisch eins Nr. 100 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009,, ein Familienangehoriger (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 22,) von
einem/einer Fremden, dem/der der Status des/der Asylberechtigten zuerkannt worden ist; einem/einer Fremden,
dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8,) zuerkannt worden ist oder einem/einer
Asylwerber/Asylwerberin einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben
Schutzes.

Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehorigen eines/einer Fremden, dem/der der Status
des/der Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines/einer
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn dieser nicht straffdllig geworden ist (§ 2 Abs. 3); die Fortsetzung eines
bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem/der Fremden, dem/der der Status des/der
Asylberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht mdéglich ist und gegen den/die Fremden/Fremde,
dem/der der Status des/der Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status
anhangig ist (8 7) (§ 34 Abs. 2 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der Fassung BGBI. | Nr. 122/2009).Die Behérde hat auf
Grund eines Antrages eines Familienangehdorigen eines/einer Fremden, dem/der der Status des/der Asylberechtigten
zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines/einer Asylberechtigten zuzuerkennen,
wenn dieser nicht straffallig geworden ist (Paragraph 2, Absatz 3,); die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens
im Sinne des Artikel 8, EMRK mit dem/der Fremden, dem/der der Status des/der Asylberechtigten zuerkannt wurde, in
einem anderen Staat nicht modglich ist und gegen den/die Fremden/Fremde, dem/der der Status des/der
Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 7,)
(Paragraph 34, Absatz 2, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
122 aus 2009,).

Gemal? § 34 Abs. 3 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009, hat die Behdrde auf Grund
eines Antrages eines Familienangehdrigen eines/einer Fremden, dem/der der Status des/der subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines/einer subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn dieser nicht straffallig geworden ist (§ 2 Abs. 3); die Fortsetzung eines
bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem/der Fremden, dem/der der Status des/der subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht moglich ist; gegen den/die Fremden/Fremde,
dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhéangig ist (8§ 9) und dem Familienangehdrigen nicht der Status eines/einer Asylberechtigten zuzuerkennen
ist.Gemal Paragraph 34, Absatz 3, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 122 aus 2009,, hat die Behorde auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines/einer Fremden,
dem/der der Status des/der subsididr Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehorigen mit
Bescheid den Status eines/einer subsididr Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn dieser nicht straffallig geworden ist
(Paragraph 2, Absatz 3,); die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK mit dem/der
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Fremden, dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht
moglich ist; gegen den/die Fremden/Fremde, dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 9,) und dem Familienangehdrigen nicht
der Status eines/einer Asylberechtigten zuzuerkennen ist.

Die Behorde hat Antrédge von Familienangehdrigen eines/einer Asylwerbers/Asylwerberin gesondert zu prufen; die
Verfahren sind unter einem zu fihren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehdrigen
den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des/der Asylberechtigten oder des/der subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des/der Asylberechtigten vorgeht, es sei denn,
alle Antrage waren als unzuldssig zurickzuweisen oder abzuweisen. Jeder/Jede Asylwerber/Asylwerberin erhalt einen
gesonderten Bescheid. Ist einem/einer Fremden der faktische Abschiebeschutz gemaR § 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist
dieser auch seinen Familienangehodrigen zuzuerkennen (8 34 Abs. 4 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der Fassung
BGBI. | Nr. 122/2009).Die Behérde hat Antrdge von Familienangehdrigen eines/einer Asylwerbers/Asylwerberin
gesondert zu prufen; die Verfahren sind unter einem zu fuhren; unter den Voraussetzungen der Absatz 2 und 3
erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des/der Asylberechtigten oder
des/der subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des/der Asylberechtigten
vorgeht, es sei denn, alle Antrdge waren als unzuldssig zurlckzuweisen oder abzuweisen. Jeder/Jede
Asylwerber/Asylwerberin erhalt einen gesonderten Bescheid. Ist einem/einer Fremden der faktische Abschiebeschutz
gemal Paragraph 12 a, Absatz 4, zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehdérigen zuzuerkennen (Paragraph
34, Absatz 4, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus
2009,).

Gemald § 34 Abs. 5 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 4/2008, gelten die Bestimmungen des
Abs. 1 bis 4 sinngemalf? flr das Verfahren beim Asylgerichtshof.GemaR Paragraph 34, Absatz 5, Asylgesetz 2005, BGBI.
rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008,, gelten die Bestimmungen des Absatz
eins bis 4 sinngemaf fir das Verfahren beim Asylgerichtshof.

Gemald §8 34 Abs. 6 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 135/2009, sind die Bestimmungen dieses
Abschnitts nicht anzuwenden auf Familienangehorige, die EWR-Burger oder Schweizer Birger sind; auf
Familienangehorige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsidiar
Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich
bei dem Familienangehdrigen um ein minderjahriges lediges Kind.Gemal3 Paragraph 34, Absatz 6, Asylgesetz 2005,
BGBI. romisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 135 aus 2009,, sind die Bestimmungen
dieses Abschnitts nicht anzuwenden auf Familienangehdrige, die EWR-BUrger oder Schweizer Blrger sind; auf
Familienangehorige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsidiar
Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich
bei dem Familienangehdrigen um ein minderjahriges lediges Kind.

2.3. Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, ZI. D9 420439-1/2011, wurde jener Bescheid, mit dem der
Antrag auf internationalen Schutz der Mutter der minderjahrigen Beschwerdefiihrerin durch das Bundesasylamt
abgewiesen worden war, gemaR 8 66 Abs. 2 AVG behoben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und
Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurlckverwiesen.2.3. Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes
vom heutigen Tag, ZI. D9 420439-1/2011, wurde jener Bescheid, mit dem der Antrag auf internationalen Schutz der
Mutter der minderjahrigen Beschwerdeflhrerin durch das Bundesasylamt abgewiesen worden war, gemaR Paragraph
66, Absatz 2, AVG behoben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen
Bescheides an das Bundesasylamt zurtickverwiesen.

Der Asylgerichtshof geht davon aus, dass auch im Hinblick auf§ 66 Abs. 2 AVG das Schicksal der Beschwerde der
minderjahrigen Beschwerdefihrerin und jener der Mutter das Gleiche zu sein hat und schon aus diesem Grund auch
der dem gegenstandlichen Beschwerdeverfahren zu Grunde liegende Bescheid keinen Bestand haben kann.Der
Asylgerichtshof geht davon aus, dass auch im Hinblick auf Paragraph 66, Absatz 2, AVG das Schicksal der Beschwerde
der minderjahrigen Beschwerdeflhrerin und jener der Mutter das Gleiche zu sein hat und schon aus diesem Grund
auch der dem gegenstandlichen Beschwerdeverfahren zu Grunde liegende Bescheid keinen Bestand haben kann.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
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